Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2201 


Sachgebiet 212 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Henze, Dr. Hammans, Dr. 
Götz, Burger, Frau Griesinger, Frau Schroeder (Det- 
mold), Frau Stommel, Dr. Gölter, Köster, Wawrzik und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Stand der Bekämpfung des Mißbrauchs von 
Rauschgiften und Drogen 


Im Juni 1970 kündigte die Bundesregierung ein Aktionspro- 
gramm zur Bekämpfung des Rauschmittelmißbrauchs an, das am 
11. November 1970 veröffentlicht wurde. 

Inzwischen greift der Rauschmittelmißbrauch weiter um sich, 
und die ersten Herointoten in der Bundesrepublik Deutschland 
lassen erkennen, daß schnell gehandelt werden muß. 


Wir fragen daher die Bundesregierung nach dem Stand bzw. 
der Verwirklichung der im Aktionsprogramm angekündigten 
Maßnahmen: 

1. Welche Ergebnisse hatten die Gespräche des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit mit den ober- 
sten Landesjugendbehörden, den kommunalen Spitzenver- 
bänden, den Jugendverbänden und den Spitzenverbänden 
der freien Wohlfahrtspflege über die Verwirklichung des 
Aktionsprogramms? 

2. Was haben die Prüfungen ergeben, die die Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern vornehmen wollte, um festzu- 
steilen, ob außerhalb des Betäubungsmittelrechts weitere 
gesetzliche Maßnahmen angebracht und möglich sind, um 
vorbeugende und therapeutische Hilfen durchführen zu kön- 
nen? 

3. Durch welche Maßnahmen hat die Bundesregierung die 
Länder bei der Bekämpfung der Rauschmittelhändler unter- 
stützt? 

4. Was ist konkret geschehen, um die Zollbeamten besser für 
die Bekämpfung der illegalen Rauschmitteleinfuhr in perso- 
neller und sachlicher Hinsicht auszustatten? 
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5. Ist das koordinierte Uberwachungs- und Meldesystem zwi- 
schen Bundeskriminalamt, Kriminalpolizei in den Ländern, 
Bundesgrenzschutz und Zoll eingerichtet? 

6. Zu welchem Ergebnis hat die Prüfung einer zentralen Regi- 
strierung und Datenerfassung im nationalen und internatio- 
nalen Bereich geführt, und welche konkreten Maßnahmen 
sind ggf. auf Grund dieser Prüfung zwischenzeitlich einge- 
leitet worden? 

7. Aus welchen Staaten wurden bislang Erfahrungen auf dem 
Gebiet der Rauschgiftbekämpfung verwertet? 

8. Auf welche Weise will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß Ausländer, die als Rauschgifthändler in Erscheinung 
treten, aus der Bundesrepublik Deutschland nach Verbüßung 
der Strafe abgeschoben werden? 

9. Welche der angekündigten Aufklärungsaktionen sind er- 
folgt; welche sind vorbereitet, und wann ist mit deren 
Durchführung zu rechnen? 

10. Welches Ergebnis hatten die Bemühungen um die Ausbil- 
dung von „Schlüsselpersonen"? Sind Gespräche mit der Kul- 
tusminister-Konferenz geführt mit dem Ziel, für Vertrauens- 
lehrer in Drogenfragen die Stundenzahl für den allgemeinen 
Unterricht herabzusetzen? 

11. Sind die für die Beratungs- und Betreuungs- und ambulanten 
Behandlungsstellen wichtigen Empfehlungen von Modell- 
vorschlägen der Expertenkommission fertiggestellt und den 
kommunalen Spitzenverbänden und sonstigen interessierten 
Stellen zugeleitet? 

12. Wo sind inzwischen Sonderabteilungen in Kliniken zur Be- 
handlung von ranschgiftsüchtigen Jugendlichen eingerichtet, 
und liegen insbesondere Erfahrungsergebnisse von thera- 
peutischen Behandlungszentren vor? 

13. Welche Fortschritte sind auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen Dokumentation zum Drogenproblem erzielt worden? 

14. Welche Forschungsaufträge wurden im einzelnen zum Dro- 
genproblem erteilt, und welche Ergebnisse der Motivations- 
forschung liegen schon vor? 

15. Welche Maßnahmen zur internationalen Zusammenarbeit 
hat die Bundesregierung eingeleitet oder verwirklicht? 
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16, Mit welchen Ländern hat die Bundesregierung bilaterale 
Verhandlungen auf genommen, um zu Regelungen zu gelan- 
gen, die auf eine Kontrolle des Anbaus und der Ausfuhr von 
Suchtstoffen gerichtet sind? 


17. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die sich aus 
dem Rauschgiftmißbrauch ergebende zunehmende Gefähr- 
dung der Öffentlichkeit (z. B, Verkehrsgefährdung) zu min- 
dern, insbesondere durch Entwicklung leicht anwendbarer 
Prüfungsmöglichkeiten? 


Bonn, den 18. Mai 1971 


Frau Dr. Henze 
Dr. Hammans 
Dr. Götz 
Burger 

Frau Griesinger 
Frau Schroeder (Detmold) 
Frau Stommel 
Dr. Gölter 
Köster 
Wawrzik 
Winkelheide 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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